
Neustadtunddie Affä-
re Liebknecht

Hans-Heinz BrandtSeit Beginn des neuzeitlichen Parlamentarismus reisen in ge-
wissen Abständendie Abgeordneten imWahlkreis umher, um
ihre Wähler politisch auf dem laufendenzu halten. Beidiesen
Rundreisen, in denen aus Zweckmäßigkeitsgründen immer
mehrere Städte und Dörferaufgesucht wurden,unterrichteten
die Abgeordneten Land und Leute in öffentlichen Volksver-
sammlungen über ihre Tätigkeit imReichstag. Zu solcheiner
gemeinsamen Agitations- und Informationsreise durch den9.
Schleswig-holsteinischen Reichstagswahlkreis brachen Anfang
Februar 1876 auch die beiden Reichstagsabgeordneten Otto
Reimer,als der im Wahlkreis gewählte Abgeordnete, und der
Mitbegründer der Sozialistischen ArbeiterparteiDeutschlands
sowie Herausgeber des heute noch existierenden Traditions-
blattes „Vorwärts" Wilhelm Liebknecht auf. Erster Anlauf-
punkt vonReimer und Liebknecht war, da es hier inzwischen
einestarkesozialdemokratischeBewegunggab,die StadtNeu-
stadt inHolsteinmit ihrenrd. 4500Einwohnern. Die öffentli-
che Volksversammlung beider Reichstagsabgeordneten fand
am 15.Februar 1876 statt.

Mit Zustimmung der Versammlung wurde Reimer zuderen

Schleswig-Hobtein heute

Wahlanzeigen im „Neustädter Wo-
chenblatt"von1874 bzw.1877.
Der Wahlkreb Ostholstein, in dem der
im ArtikelerwähnteOttoReimer kan-
didierte, warbeidenReichstagswahlen
1874 und1877 heftigumstritten. 1874
gelang hier der Sozialdemokratieein
sensationeller Durchbruch in dem
Agrarland Schleswig-Hobtein. Otto
Reimer erhielt die absolute Mehrheit
der Stimmen in einer Stichwahl. 1877
gingdas Mandatallerdings andenkon-
servativen Graf Holstein. Infolge ob-
rigkeitsstaatlicher Unterdrückungs-
maßnahmen undResignationinderan-
sässigen Landbevölkerungblieb dieser
spektakuläreAnfangserfolgderSozial-
demokratienureine Epbode.
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Leiter gewählt.1Anschließend gab er allen Anwesenden -in
seiner Eigenschaft als Abgeordneter - einen kurzen Bericht
über die letztenReichstagssitzungen. Er erklärte im weiteren,
daß die sozialdemokratischen Abgeordneten nur gegen den
Reichshaushalt gestimmt hätten, weilnachihrer Meinung der
Militäretatden größten Teil der Steuern desarbeitenden Vol-
kes verschlinge und es besser wäre, mit diesem Geld Schulen
und Bildungsanstalten für Arbeiter zu gründen. Außerdem
ging Reimer indiesem Vortrag auf dasHilfskassengesetz und
das in diesem Zusammenhang wichtige Haftpflichtgesetz ein.
Vorher gab es bei den meist freiwilligen Krankenkassengrün-
dungen viele Mißstände, die u.a. zur Zahlungsunfähigkeit als
Folge unzulänglicher Finanzierung führten. Unterschlagungen
und Unregelmäßigkeiten bei den Kassenführungen sollten
auch keine Seltenheit gewesen sein.Durch die fortdauernden
Beschwerdensah sich dieRegierung1876veranlaßt, dasKran-
kenkassenwesen durch ein Gesetz erstmalig einer staatlichen
Kontrolle zu unterwerfen, deren Rechtsgrundlagen von den
Sozialdemokraten als zu freizügig angesehen und daher von
ihnenabgelehnt wurden.

Anschließend sprach der Abgeordnete Liebknecht. Dieser
befaßte sich besonders mit den Plänen der Regierung, das
anstehende Heer aufzustocken. Liebknecht nannte in seinem
Referat die Armee eine Einrichtung zum Morden, denn
Mensch sei Mensch und Mord sei Mord, ob auf Kommando
oder nicht. Die Armee sie nur dazu da, imLande die Freiheit

1NeustädterWochenblattvom19.Fe-
bruar 1876
IndemBericht aus dem9. Wahlkreise
wirddenLesern desBlattes ein detail-
lierter Bericht über die vonReimer
und Liebknecht veranstaltete Volks-
versammlung gegeben.

Protestbrief von Arbeitern gegen das
Gemeindewahlrecht in Preußen. Die
Wahlerlaubnb war hier vom Einkom-
men abhängig gemacht worden. Die
Arbeiterschaft konnte im allgemeinen
diegeforderteEinkommenshöhekaum
erreichen (aus: Neustädter Tageblatt,
26. 2. 1876).

124



niederzuhalten oder damit man sie über denRhein sende,um
dort den Leuten die Gurgel abzuschneiden oder sich immiß-
verstandenen Patriotismus die Gurgelabschneiden zu lassen.

Diese Sätze sollten, kaum daß sie gedruckt und inden bür-
gerlichen Zeitungen nachzulesen waren,einen SturmderEnt-
rüstung auslösen.Wie rechtLiebknechtmitseinen Ausführun-
gen haben sollte, bewies das dann einsetzende Kesseltreiben
gegen den Abgeordneten. Die bürgerlichen Kriegervereine
waren in ihremHurra-Patriotismus vonderDeutlichkeit dieser
Sprache schockiert. Ineinem Aufruf folgenden Wortlauts,der
in allenZeitungen der Umgebung abgedruckt wurde, wandte
sich der Vorstand desEutiner Kriegervereins an alle Vereine
der Provinz:2

An die Kampfgenossen- und Krieger-Vereine Schleswig-
Holsteins!Kameraden!
Der Reichstagsabgeordnete Liebknechthat inNeustadt folgen-
des gesagt:

,Die Armeeseinurdazuda, imLande dieFreiheitniederzu-
halten, oder damit mansie über denRhein sende, umdort den
Leuten die Gurgelabzuschneidenoder sich inmißverstandenem
Patriotismus die Gurgel abschneiden zu lassen!'

Liebknecht undReimer sind inNeustadtgewesen und schei-
nen ihre Maske aus Versehen abgenommen zu haben. Dürfen
abersolcheLeuteunsere deutscheArmeeinder Weisebeschimp-
fen?Dürfen solcheLeute imReichstagsitzen?Nein, und aber-
mals nein!

Kameraden, wirfordernEuch auf, umgemeinschaftlich vor-
zugehen, am Sonntag,den19. MärzinEutinzusammenzukom-
men zueinerDelegirtenversammlung. Wir bittenEuch, Kame-
raden, die Versammlung durch einen Delegirten zubeschicken
und werdenuns Alle willkommensein, welche im Interesseder
Sache auch sonst freiwillig unserer Aufforderung folgen. Ihr
werdetAlleeinsehen, daß beiderartigenÜ ebergriffen einerPar-
teieinHaltgeboten werdenmuß und, daß gerade wiressind,die
esals Verteidiger des VaterlandesundErhalterdesFriedensthun
müssen. Kameraden!Wer Vaterlandsliebeim Herzen trägt, wer
seinenKaiser liebtundsich selbstschätzt, der wirddie Wortedes
Reichstagsabgeordneten Liebknecht nichtnurverdammen, son-
dernmuß ihnselbst verachten. Um unsaber zuschützen, istes
notwendig, daß wir uns besprechen, und so fordern wir Euch
auf,mitunszusammenzukommen,undmögejeder Vereineinen
Delegirten senden, damit wir berathen, was zu thun ist, um
diesen dem Vaterlande schädlichen Leuten energisch entgegen
zu treten. Kameraden! Gefahr ist vorhanden, folget unserer
Aufforderung, undsehen wir bis zum15. März spätestens den
Anmeldungen entgegen.Die Versammlung findet im Vereinslo-
kal-Bahnhofshotel -Morgens nach Ankunft der Züge 11112
Uhr statt. Wir hoffen, daß alle VereineeinenDelegirten senden
werden.

Anmeldungen sind an den Vorsitzenden unseres Vereins zu
richten. Eutin,1. März 1876.
Der Vorsitzende des Kampfgenossenvereins:
W. Lienau, im Namen des Vorstandes."

2 ebd.,vom 8. März1876 (alle Wörter
der Zitate sindinderOriginalschreib-
weise übernommen)
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DieseDelegiertenversammlung wurde von15 Vereinen, die
rund 1400 ehemalige Frontsoldaten vertraten, besucht. Die
VereineFlensburg,Friedrichstadt undHeidewaren aufdiesem
Kongreß nicht durchDelegierte vertreten.

Die anwesenden Vertreter beschlossen, gegen Liebknecht
mit einem Strafantrag wegen Verleumdung vorzugehen.

Für die Sozialisten war diese Kampfgenossentagung ein ge-
eigneter Grund,umnach außen hin wirklicheStärkezudoku-
mentieren. Sie beriefen zur selben Zeit eine Volksversamm-
lung nach Eutin,die von ca.1200Menschen besucht wurde.

Indieser Versammlung verwahrten sie sich scharf dagegen,
daß aufdemDelegiertenkongreß derKriegervereine „einepo-
litischeBeratung" stattfand, beider die verschiedenenVereine
miteinander in Verbindung traten, ohne daß das Preußische
Vereinsgesetz zur Anwendunggelangte.

Wie berechtigt dieser Vorwurf war, bewies alleindie Tages-
ordnungder Delegiertenversammlung. Sosollte dortu.a.auch
beschlossen werden„in welcherWeiseLiebknecht bei dernäch-
sten Wahlgegenüberzutreten" sei.3

Aufgrund des Beschlusses der Delegiertenversammlung
wurde gegen den Reichstagsabgeordneten Liebknecht eine
Klage wegen Beleidigung der Deutschen Armee beim Kieler
Kreisgericht eingereicht.IneinemSchreiben wandtesich Lieb-

3siehe auchRegung,Die Anfänge des
Sozialismus in Schleswig-Holstein,
Seite 222.Dort werdendie Vorkomm-
nisse inEutin eingehendbeschrieben.

Reaktion vonMitgliedern desKrieger-
vereins inOsthobteinaufdieRede Wil-
helmLiebknechb(aus: Neustädter Ta-
geblatt,26. 2. 1876).
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Knecht gegen die Behauptung, daß er pauschal die Armee
beleidigt hätte.Der Brief an denRedakteur Ehlers vom Neu-
städterWochenblatt, dendieser am 6.März1876 erhielt, hatte
folgenden Wortlaut:4

„Ich habe allerdings den Krieg als Massenmord bezeichnet,
allerdings gesagt, daß der Mensch zu etwas Besserem aufder
Welt sei, als einemMenschen die Gurgelabzuschneiden, aller-
dings gesagt, es seiMenschenpflicht, auf die Beseitigung eines
Staats-undGesellschaftssystems hinzuwirken, welchesdenMili-
tarismusunddenMassenmordzuunvermeidlichenAuswüchsen
hat-aber ich habe nichtgesagt, daß unsere Soldaten ,gemeine
Gurgelabschneider'seien. Wie könnteichdie Opferdesheutigen
Systems für dessen Sünden verantwortlich machen?"

Um derpermanenten Hetze desBürgertums und ihrer An-
hänger entgegenzuwirken, wurde von denNeustädter Sozial-
demokraten für den 16. März zueiner öffentlichen Volksver-
sammlung eingeladen. Da die Berichterstattung desNeustäd-
ter Wochenblattes über diese Versammlung für sich spricht,
gebe ich den am 18. März erschienenKommentar wortgetreu
wieder:5

„Sozialdemokratisches.
Neustadt, den17.März. Gestern Abendhatten wir hier wieder
mal eine Volksversammlung, zusammenberufen von einem
Herrn Heier aus Altona. Als Thema stellte er selbst auf die
Tagesordnung: ,Gurgelabschneiderei unddie nationalliberalen
Philister!'Zweck der Versammlung war, zubeweisen, daß Herr
Liebknecht jene verhängnisvollen Worte über unsere Armeeam
15.Februar nichtgesprochen habe, wasnatürlich glänzendmiß-
lingenmußte. Wirglaubengern,daß demHerrnLiebknecht jene
Worte über unsere Armeesehr fatal sind, so fatal, daß er nicht
eineLüge, Reimernichteinfalsch Zeugniß scheute,sie zurück-
zunehmen. Es traten in der Versammlung jedoch so entschie-
deneZeugenfür dieRichtigkeitunseresReferates auf, daß Heier
erklärte, es seiunnütz, darüber weiterzusprechen, das Gericht
werde ja einWort in der Sache mitreden. Nachdem er Stunden
lang seiner Zunge über diesen Gegenstand freienLaufgelassen
hatte,fandereineBesprechungvonandererSeiteüberflüssig. Es
tratenaber auchZeugengegenuns auf, zuersteinMaurergeselle
Sehmettau, behauptend, das Wort ,gurgelabschneiden' habe
Liebknechtgar nichtgebraucht, sondern nur vonMassenmord
gesprochen. Wir erwiderndarauf,daß Liebknecht selbstschrift-
lichzugiebt, das Wort,gurgelabschneiden' gebraucht zuhaben.
Dann trat der Arbeiter Schönberg auf und behauptete, Lieb-
knecht hättedas von uns Angeführte nichtgesagt, sondern (wie
er wohl im Socialdemokrat gelesen) der Mensch sei zu etwas
Besserem da, als zum Gurgelabschneiden. Leider hatte Schön-
bergvorher ausfreienStücken erklärt,erseibei jenerAeußerung
Liebknechts nicht zügegen gewesen, sondern habe sich - des
starken Tabackrauches wegen- zufällig inder Schenke befun-
den. Ein schönes Zeugniß! Dann traten noch als Zeugen und
Rednerfür die Socialdemokratieauf:Rath aus Rettinund Kol-
ding aus Neustadt. Ichbitte unsere vernünftigen undehrlieben-
den Arbeiter, und deren giebt es ja doch recht viele hier, sich

4 Neustädter Wochenblatt vom 11
März1876
Indieser Ausgabe wirddas Schreiben
Liebknechtsvom6.März 1876anden
Redakteur Ehlers abgedruckt. Indem
sich anschließenden Kommentar be-
stehtdas Wochenblattaber aufdiege-
machten Aussagen. Diese werden in
einem eingerückten Absatz noch ein-
malbesonders hervorgehoben.
5 ebd.,vom18. März 1876
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einmal folgende Gruppe in Gedanken vorstellen: Schönberg,
Rath undKolding, unter desHeier Anführung, als Vertreter des
Neustädter Arbeiterstandes! nicht wahr, wer diese Leutchen
kennt, wirdsagen: ,Einenette Compagnie!'"

Allein, der nun beschrittene Gang und der Fortlauf dieser
Dinge ließ sich nicht mehr zurückdrehen. Am 11. April 1876
fand die mündliche Zeugenvernehmung des Abgeordneten
Liebknecht statt.Die Anklage lautete:6 „Beleidigung derMit-
glieder der bewaffneten Macht inBeziehung auf ihren Beruf."
Bei der Prüfung dieser Tatbestände ließ sich das Gericht sehr
viel Zeit. Die Verurteilung erfolgte erst vier Wochen später,
nämlich am 14. Juni 1876. Liebknecht wurde wegen Beleidi-
gung der Armee zu zwei Monaten Gefängnis und Erstattung
sämtlicher Kostenverurteilt.Der Staatsanwalt hattevorher in
seinem Plädoyer für dieses Vergehen dreiMonate beantragt.
DiesemAntrag folgte das Gericht aber nicht.AlsEntlastungs-
zeuge war der Reichstagsabgeordnete Reimer anwesend.Die
Verteidigung Liebknechts hatte der in diesen Dingen nicht
ungeübte KielerRechtsanwalt Brinkmann übernommen. Au-
ßerdem erkannte dasGericht aufZustellung einerErkenntnis-
Ausfertigung an den Kriegsministermit derBefugnis, die Ver-
urteilung einmal im Reichsanzeiger und im Neustädter Wo-
chenblatt veröffentlichenzudürfen. 7

Liebknecht legte hiergegen Berufung ein. VomKriminalse-
nat desAppellationsgerichts inKielwurdeallerdingsdasUrteil
der ersten Instanzbestätigt. Auchdas dannangerufene Ober-
tribunal änderte diesesUrteil nicht.8 Liebknecht wurde somit
inallen Instanzen für seine Äußerungen inNeustadt anläßlich
der dortigen Volksversammlung verurteilt.

Am9.Juni1877,rund VAJahre später,erschien imNeustäd-
ter Wochenblatt folgendes veröffentlichteUrteil:

„ImNamen des Königs!
In der Untersuchungssache wider den Schriftsteller Wilhelm

Philipp Martin Christian Ludwig Liebknecht aus Leipzig hat
dasKöniglicheKreisgericht,Strafkammer zuKiel, inderöffent-
lichen Sitzung vom 14. Juni1876, für Rechterkannt:

daß derAngeklagte derBeleidigungschuldigunddeshalbmit
einer Gefängnisstrafe vonzwei (2) Monatenzubestrafen, auch
die Kostendes Verfahrens zu tragengehalten sei.

Zugleich wirderkannt.
daß dem beleidigten Antragsteller, dem Kriegsminister von

Kameke, eine Ausfertigung der Erkenntnisse auf Kosten des

6 ebd.,vom12. April 1876
7 ebd.,vom17. Juni 1876
8 ebd.,vom13. September 1876

Ein beliebtes Mittel des preußbchen
Staates, sich jeglicher Opposition zu
entledigen: Das preußbche Vereinsge-
setz von 1850. Hier wurde Otto Rei-
mer, Reichstagsabgeordneter für Ost-
hobtein, wegen eines angeblichen Ver-
gehens verhaftet (aus:Neustädter Wo-
chenblatt,1. 01. 1876).
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Angeklagten mit der Befugniß zuzustellen, die Verurtheilung
gleichfalls auf Kosten des Angeklagten durch einmalige Veröf-
fentlichung im Reichsanzeiger und imNeustädter Wochenblatt
innerhalb vierzehn (14) Tagen vonder Zustellung des Urtheils
angerechnet öffentlichbekanntzumachen. VonRechts Wegen!

Vorstehendes Erkenntniß ist unterm 5. September 1876 von
dem KöniglichenAppellationsgericht hieselbstbestätigt, die da-
gegen eingelegte Richtigkeitsbeschwerde auch unterm 31. Jan.
d.J. vom KöniglichenObertribunal zurückgewiesen. Dasselbe
wirddaher nach erlangter Rechtskraft auf Antrag des Beleidig-
tenhiedurch öffentlichbekanntgemacht.

Kiel, den 2. Juni1877.
DerStaatsanwalt."9

Eineebenfalls vom Abgeordneten Reimer angestrengte Pri-
vatklage aufgrund des in der Nr.22 des Neustädter Wochen-
blattes erschienenArtikels gegen denRedakteurund Heraus-
geber H.Ehlers wegenBeleidigung durch die Presse vor dem
KöniglichenKreisgericht inKielging aus wie dasHornberger
Schießen.

In dem am 18. August 1876 verkündeten Urteil wurden
KlägerundBeklagter der wechselseitigen öffentlichenBeleidi-
gung zwar für schuldig befunden, die Beleidigung aber für
straffrei erklärt.10

'ebd., vom 9. Juni 1877
'"ebd., vom 19. August 1876
Bekanntgabe des Urteils gegen Rei-
mersowieein Kommentar der Redak-
tion des Wochenblattes.

Am1. Mai: „Kindermann, was wollen
eigentlich, ah, diese Arbeiter?" „Ver-
zeihen, Durchlaucht, sie wollen den
Achtstundentag". „Ganz unglaublich,
Kindermann, wie dumm dieses Volk
bt.Sagen Sie ihmdoch, ah, daß Acht-
stundentagunmöglichbt!Einfach un-
möglich!Tag wirdimmer, ah, vierund-
zwanzigStundenhaben!"Sokarikierte
dieZeitschrift „Der wahreJacob"-ei-
ne Illustrierte, die auch in Schleswig-
Hobtein viele Leser hatte -1907 die
Mentalität von Gutsbesitzernaus den
großen Gutsbezirkenöstlichder Elbe.
AuchOsthobteingehörtezudiesenGe-
bietenmit einem ausgeprägt gutswirt-
schaftlichen System.
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